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Bericht 

des Ausschusses für innere Angelegenheiten 

über die Regierungsvorlage (970 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Staatsbürger­
schaftsgesetz 1985 geändert wird (Staatsbür-

gerschaftsgesetz-Novelle 1986) 

Durch die Novelle zum Bundes-Verfassungsge­
setz, BGBI. Nr. 490/1984, wurde die Organisation 
der Gemeindeverbände in die Gesetzgebungskom­
petenz der Länder übertragen. Im Bereich des 
Staatsbürgerschaftsrechts sind als solche Gemein­
deverbände die "Staatsbürgerschaftsverbände" ein­
gerichtet. Durch die gegenständliche Regierungs­
vorlage sollen jene Bestimmungen des Staatsbür­
gerschaftsgesetzes, die die Organisation der Staats­
bürgerschaftsverbänd~ betreffen, aufgehoben wer­
den. Durch die mit 1. September 1983 in Kraft 
getretene Staatsbürgerschaftsgesetz-Novelle 1983, 
BGBI. Nr. 170, wurde den vor diesem Zeitpunkt 
geborenen ehelichen Kindern österreichischer Müt­
ter, die auf Grund der früheren Rechtslage mit der 
Geburt die österreichische Staatsbürgerschaft der 
Mutter nicht erwerben konnten, beziehungsweise 

Helmuth Stocker 

Berichterstatter 

jenen Kindern, die die mit der Geburt erworbene 
österreichische Staatsbürgerschaft infolge Legitima: 
tion verloren haben, unter bestimmten V orausset­
zungen die Möglichkeit eingeräumt, bis 1. Septem­
ber 1986 die österreichische Staatsbürgerschaft 
bevorzugt zu erwerben. Um Härtefälle zu vermei­
den, soll nun diese Frist bis 31. Dezember 1988 ver­
längert werden. 

Der Ausschuß für innere Angelegenheiten hat 
die Regierungsvorlage am 1. Juli 1986 in Verhand­
lung gezogen. Nach einer Debatte, an der sich die 
Abgeordneten Dr. L ich a 1, K ö c k, Pis chi 
und Pro b s t sowie der Bundesminister für Inne­
res B 1 e c h a beteiligten, hat der Ausschuß die 
Regierungsvorlage einstimmig angenommen. 

Der Ausschuß für innere Angelegenheiten stellt 
somit den An t rag, der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetzent­
wurf (970 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Wien, 19860701 

Ing. Hobl 

Obmann 
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